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Bericht und Antrag 
des Rechtsausschusses (6. Ausschuß) 

L zu dem vom Bundesrat eingebrachten Entwurf eines Zweiten 
Gesetzes zur Änderung der Verwaltungsgerichtsordnung 
— Drucksache 7/1058 —

I I. zu dem von den Abgeordneten Hölscher, von Schoeler, Biermann, 
Glombig und den Fraktionen der FDP, SPD eingebrachten Entwurf 
eines Gesetzes zur Änderung der Verwaltungsgerichtsordnung 
— Drucksache 7/1588 — 

I. Gesetzentwurf des Bundesrates 
— Drucksache 7/1058 — 

A. Zielsetzung 

Die Verwaltungsgerichtsordnung sieht in ihrer derzeitigen Fas-
sung keine eindeutige Regelung für die Möglichkeit vor, durch 
eine Vereinbarung der Länder die Zuständigkeit des Verwal-
tungsgerichts, in dessen Bezirk eine gemeinsame Einrichtung 
der Länder ihren Sitz hat, zu begründen. Durch eine Änderung 
der Verwaltungsgerichtsordnung soll der Gesetzentwurf die 
Voraussetzungen dafür schaffen. 

B. Lösung 

Der Rechtsausschuß empfiehlt mit Mehrheit die Ablehnung des 
Gesetzentwurfs. 

C. Alternativen 

Die Minderheit des Rechtsausschusses tritt für die Annahme 
des Gesetzentwurfs ein. 

D. Kosten 

keine 
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IL Gesetzentwurf der Fraktionen der FDP, SPD 
— Drucksache 7/1588 — 

A. Zielsetzung 

Nach geltendem Recht ist für Klagen,  die auf Befreiung oder 
Zurückstellung vom Zivildienst gerichtet sind, ausschließlich 
das Verwaltungsgericht Köln zuständig. Bei Streitigkeiten aus 
dem Wehrpflichtverhältnis können sich Wehrpflichtige dagegen 
in• der Regel an das für ihren Wohnort zuständige Verwal-
tungsgericht wenden. Dadurch sind anerkannte Kriegsdienst-
verweigerer gegenüber Wehrpflichtigen schlechter gestellt. Der 
Gesetzentwurf soll insoweit eine Gleichstellung herbeiführen. 

B. Lösung 

Für verwaltungsgerichtliche Streitigkeiten, die sich auf die 
Zivildienstpflicht beziehen, wird die örtliche Zuständigkeit des 
Verwaltungsgerichts begründet, in dessen Bezirk der Zivil-
dienstpflichtige seinen Wohnsitz hat. 

Der Rechtsausschuß empfiehlt einstimmig die Annahme des 
Gesetzentwurfs. Zusätzlich schlägt der Ausschuß mit Mehrheit 
als eine Folgeänderung aus der Ablehnung des Gesetzentwurfs 
des Bundesrates (Drucksache 7/1058) vor, in der Verwaltungs-
gerichtsordnung klarzustellen, daß bei Anfechtungsklagen ge-
gen Verwaltungsakte einer gemeinsamen Behörde der Länder 
das Verwaltungsgericht des Wohnsitzes oder Sitzes zuständig 
ist. 

c: Alternativen 

keine 

D. Kosten 

jährlich rund 120 000 DM für Prozeßvertretung des Bundesamtes 
für den Zivildienst vor auswärtigen Verwaltungsgerichten 
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A. Bericht der Abgeordneten Erhard (Bad Schwalbach) und Lambinus 

I. 

zu dem vom Bundesrat eingebrachten Entwurf 
eines Zweiten Gesetzes zur Änderung 

der Verwaltungsgerichtsordnung 

— Drucksache 7/1058 — 

1. Der Gesetzentwurf ist vom Deutschen Bundes-
tag in seiner 57. Sitzung am 18. Oktober 1973 an 
den Rechtsausschuß federführend und den Innen-
ausschuß mitberatend überwiesen worden. Der 
Rechtsausschuß hat  'den  Entwurf in seiner 25. Sit-
zung ,am 23. Januar 1974 und in  seiner 43. Sit-
zung am 16. Oktober 1974 beraten. Zu der Ge-
setzesvorlage ist vom Ausschuß der Leiter der 
Zentralstelle über die Vergabe von Studienplät-
zen, Herr  Berlin, gehört worden. Die Stellung-
nahme des mitberatenden Innenausschusses vom 
16. Januar 1974, mit  ,der die Ablehnung des Ge-
setzentwurfs empfohlen wird, lag dem Rechts-
ausschuß vor. 

2. Der Rechtsausschuß empfiehlt in seiner Mehrheit, 
den Gesetzentwurf abzulehnen. 

Der Gesetzentwurf war bei den Beratungen des 
Rechtsausschusses umstritten. Die vom Gesetz-
entwurf vorgeschlagene zentrale Zuständigkeit 
eines Verwaltungsgerichts durch Vereinbarung 
der Länder wird von der Mehrheit des Ausschus-
ses nicht für gut gehalten. Sie ist der Auffassung, 
daß die Gründe, 'die gegen ,eine solche Konzen-
trierung von Verwaltungsstreitsachen bei einem 
Verwaltungsgericht sprechen, überwiegen. Ein 
wirksamer Rechtsschutz für die Staatsbürger ver-
langt, daß ihnen ein ortsnahes Gericht, zu dem 
sie Zugang haben können, zur Verfügung gestellt 
wird. Diese gesetzgeberische Idee liegt der gel-
tenden Zuständigkeitsregelung des § 52 Nr. 3 
der Verwaltungsgerichtsordnung zugrunde. Bei 
einem Verwaltungsgericht, dessen Amtsbezirk 
sich auf das gesamte Bundesgebiet rerstreckt, 
wäre die Entfernung einem Großteil der recht

-

suchenden Bürger zu groß. Dabei ist auch zu be-
rücksichtigen, daß beim Verfahren vor dem Ver-
waltungsgericht kein Anwaltszwang gilt. Die im 
Gesetzentwurf vorgesehene allgemeine Ermäch-
tigung der Länder, durch Vereinbarung die zen-
trale örtliche Zuständigkeit eines Verwaltungs-
gerichts zubegründen, wenn von ihnen eine Ein-
richtung zur gemeinsamen Erledigung bestimm-
ter Verwaltungsaufgaben geschaffen worden ist, 
wird deshalb nicht für sachlich gerechtfertigt ge-
halten. Insbesondereauch der konkrete Anlaß 
für die Gesetzesinitiative ,des Bundesrates, näm-
lich die aufgrund ides Staatsvertrages der Län-
der vom 20. Oktober 1972 über die Vergabe von 
Studienplätzen errichtete Zentralstelle, rechtfer-
tigt nach Auffassung der Mehrheit des Ausschus

-

ses keine Abweichung vom Grundsatz des orts-
nahen Gerichts. Der Rechtsausschuß hat beson-
ders eingehend geprüft, inwieweit die Konzen-
trierung von Verwaltungsklagen auf ein Ver-
waltungsgericht für die Aufgabenerledigung der 
Zentralstelle erforderlich ist. Dabei sollen die 
Gründe, die für eine einheit1iche Zuständigkeit 
eines Verwaltungsgerichts zur Entscheidung 
eines sachlich zusammenhängenden Gesamtkom-
plexes sprechen, nicht verkannt werden.. Jedoch 

ist zu bedenken, daß die jeweilige verwaltungs-
gerichtliche Entscheidung bei der Vergabe von 
Studienplätzen sehr rasch zu erfolgen hat, wenn 
sie für den Bewerber von Wert sein soll .  Wenn 
alle diese Verwaltungsklagen, die in einem be-
stimmten, enger begrenzten Zeitraum anstehen, 

bei einem einzigen Verwaltungsgericht massiert 
würden, so wäre nach Auffassung der Mehrheit 
des Ausschusses die erforderliche beschleunigte 
Durchführung dieser Gerichtsverfahren erschwert. 
Verteilt ,auf die gesamten, jetzt zuständigen Ver-
waltungsgerichte, ist eine Beschleunigung der 
Verfahren besser gewährleistet. Demgegenüber 
halten die Au s schuß mit g eder der CDU/CSU di e 
von dem Entwurf vorgeschlagene Regelung für 
sachlich geboten. Dabei könnte die Regelung auf 
den konkreten Bereich der Zentralstelle für die 
Vergabe von Studienplätzen beschränkt werden. 
Unter Berufung auf die Ausführungen des Leiters 
der Zentralstelle vor dem Ausschuß hält die Min-
derheit es für notwendig, alle Verwaltungskla-
gen über die Vergabe von Studienplätzen bei 
einem Verwaltungsgericht zu konzentrieren, um 
eine gerechte und gleiche Behandlung aller Stu-
dienbewerber sicherzustellen. Die Minderheit 
weist darauf hin, daß die Zentralstelle bei der 
Vergabe von Studienplätzen eine in sich zusam-
menhängende Gesamtentscheidung treffe. Die ge-
richtliche Entscheidung über die Vergabe eine's 
Studienplatzes würde jeweils sowohl die Gesamt-
entscheidung als auch die landeren Streitfälle 
über Studienplätze berühren. Deshalb sollten alle 
Verwaltungsklagen auf diesem Gebiete in der 
Hand eines Verwaltungsgerichts liegen. Die da-
durch erreichte Spezialisierung des zuständigen 
Verwaltungsgerichts würde auch die erforder-
liche Beschleunigung dieser Verwaltungsgerichts-
verfahren fördern. Das Argument der Ortsnähe 
des Gerichts wiege dagegen nicht so schwer, da 
angesichts der  Größe der Verwaltungsgerichtsbe-
zirke der Kläger auch bei dezentraler Zuständig-
keit in der Regel ,gezwungen sei, seinen Rechts-
streit über eine beträchtliche Entfernung hin zu 
führen. Man könnte also nicht sagen, daß im vor-
liegenden Falle eine zentrale Zuständigkeitsrege-
lung vorherrschenden rechtspolitischen Grund-
sätzen entgegenstände. 
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II. 

zu dem von den Abgeordneten Hölscher, von Schoe

-

ler, Biermann, Glombig und den Fraktionen der FDP, 
SPD eingebrachten Entwurf eines Gesetzes zur 

Änderung der Verwaltungsgerichtsordnung 
— Drucksache 7/1588 — 

1. Der Gesetzentwurf ist vom Deutschen Bundestag 
in  seiner  80. Sitzung am 15. Februar 1974 an den 
Rechtsausschuß federführend, an ,den Innenaus-
schuß und den Ausschuß für Arbeit und Sozial-
ordnung mutberatend sowie an den Haushalts-
ausschuß gemäß § 96 Geschäftsordnung des Deut-
schen Bundestages überwiesen worden. Der 
Rechtsausschuß hat den Gesetzentwurf ein seiner 
43. Sitzung am 16. Oktober 1974 beraten.  Die 

 Stellungnahme des mitberatenden Ausschusses 
für Arbeit und Sozialordnung vom 24. April 1974 
und die Stellungnahme des mitberatenden Innen-
ausschusses vom 9. Ma i  1974 halben dem Rechts-
ausschuß vorgelegen. Beide 'mitberatenden Aus-
schüsse empfehlen die unveränderte Annahme 
des Gesetzentwurfs. 

2. Der Rechtsausschuß billigt einstimmig die von 
dem Gesetzentwurf vorgeschlagene Änderung 
des § 52 Nr. 4 der Verwaltungsgerichtsordnung. 
Mit  der vorgesehenen Ergänzung des § 52 Nr. 4 
Verwaltungsgerichtsordnung :soll der örtliche Ge-
richtsstand der Zivildienstleistenden demjenigen 
der Wehrpflichtigen angeglichen werden. Zur 
Zeit ergibt sich eine Schlechterstellung der Zivil-
dienstleistenden ,daraus, daß die Zivildienstver-

waltung beim Bundesamt für Zivildienst in Köln 

zentralisiert ist.  Das führt dazu, daß jeder aner-
kannte Kriegsdienstverweigerer in Verfahren 
auf Zurückstellung oder Befreiung vom Zivil-
dienst nach § 52 Nr. 2 der Verwaltungsgerichts-
ordnung das Verwaltungsgericht Köln anrufen 
muß. Mit der vorgeschlagenen Änderung wird 
nunmehr idie örtliche Zuständigkeit für die  Strei-
tigkeiten der Zivildienstpflichtigen und Wehr-
dienstpflichtigen, die sich bisher nach § 52 Nr. 2 
Verwaltungsgerichtsordnung richtet, in § 52 Nr. 4 
Verwaltungsgerichtsordnung geregelt. Für beide 
Gruppen von Rechtsuchenden wird damit das Ge-
richt des dienstlichen Wohnsitzes bzw. des 
Wohnsitzes zuständig sein. 

Die im Text vorgenommene Änderung — „Ent-
stehung" statt „Begründung" — ist lediglich re-
daktioneller Art. Die Neufassung des § 52 Nr. 3 
Sätze 2 und 3 Verwaltungsgerichtsordnung ist 
eine Folge aus der Ablehnung des Gesetzent-
wurfs des Bundesrates — Drucksache 7/1058 —. 
Mit der Änderung soll ausdrücklich bestimmt 
werden, daß für die Verwaltungsklagen über die 
Vergabe von Studienplätzen das Verwaltungs-
gericht des Wohnsitzes oder Sitzes zuständig ist. 
Die Klarstellung erscheint nach Auffassung der 
Mehrheit des Ausschusses erforderlich, da be-
reits eine in der Rechtsprechung umstrittene Kon-
zentration der Verfahren beim Verwaltungsge-
richt Gelsenkirchen erfolgt ist. Im übrigen darf 
zur Begründung dieser Änderung auf die Ausfüh-
rungen in dem vorstehenden Bericht über den 

 Gesetzentwurf des Bundesrates Bezug genommen 
werden. 

Bonn, den 29. Oktober 1974 

Erhard (Bad Schwalbach) 

Berichterstatter 

Lambinus 
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B. Antrag des Ausschusses 

Der Bundestag wolle beschließen, 

a) den Gesetzentwurf — Drucksache 7/1058 — abzulehnen, 

b) den Gesetzentwurf — Drucksache 7/1588 — in der sich aus der anliegenden 
Zusammenstellung ergebenden Fassung anzunehmen. 

Bonn, den 29. Oktober 1974 

Der Rechtsausschuß 

Dr. Lenz (Bergstraße) 

Vorsitzender 

Erhard (Bad Schwalbach) 

Berichterstatter 

Lambinus 



• 
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Zusammenstellung 
des von den Abgeordneten Hölscher, von Schoeler, Biermann, 
Glombig und der Fraktionen der FDP, SPD eingebrachten 
Entwurf eines Gesetzes zur Änderung der Verwaltungsgerichtsordnung 
— Drucksache 7/1588 — 

mit den Beschlüssen des Rechtsausschusses (6. Ausschuß) 

Gesetzentwurf 

Entwurf eines Gesetzes zur Änderung 
der Verwaltungsgerichtsordnung 

Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlos-
sen: 

Artikel 1 

§ 52 Nr. 4 der Verwaltungsgerichtsordnung erhält 
folgende Fassung: 

„4. Für alle Klagen gegen eine juristische Person 
des öffentlichen Rechts oder eine Behörde aus 
einem gegenwärtigen oder früheren Beamten-, 
Richter-, Wehrpflicht-, Wehrdienst- oder Zivil-
dienstverhältnis oder Dienstverhältnis im Zivil-
schutzkorps und für Streitigkeiten, die sich auf 
die Begründung eines solchen Verhältnisses be-
ziehen, ist das Verwaltungsgericht örtlich zu-
ständig, in dessen Bezirk der Kläger seinen 
dienstlichen Wohnsitz oder in Ermangelung 
dessen seinen Wohnsitz hat. Hat der Kläger 
keinen dienstlichen Wohnsitz oder keinen 
Wohnsitz innerhalb des Zuständigkeitsbereichs 
der Behörde, die den ursprünglichen Verwal-
tungsakt erlassen hat, so ist ,das Gericht ört-
lich zuständig, in dessen Bezirk diese Behörde . 

ihren Sitz hat. Sätze 1 und 2 gelten für Klagen 
nach § 79 des Gesetzes zur Regelung der Rechts-
verhältnisse der unter Artikel 131 des Grund-
gesetzes fallenden Personen entsprechend." 

Beschlüsse des 6. Ausschusses 

Entwurf eines Gesetzes zur Änderung 
der Verwaltungsgerichtsordnung 

Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlos

-

sen: 

Artikel 1 

1. § 52 Nr. 3 Satz 2 und 3 der Verwaltungsgerichts-
ordnung erhält folgende Fassung: 

„Ist er von einer Behörde, deren Zuständigkeit 
sich auf mehrere Verwaltungsgerichtsbezirke er-
streckt, oder von einer gemeinsamen Behörde 
mehrerer oder aller Länder erlassen, so ist das 
Verwaltungsgericht zuständig, in dessen Bezirk 
der Beschwerte seinen Sitz oder Wohnsitz hat. 
Fehlt ein solcher innerhalb des Zuständigkeits-
bereichs der Behörde, so bestimmt sich die Zu-
ständigkeit nach Nummer 5." 

2. § 52 Nr. 4 der Verwaltungsgerichtsordnung er-
hält folgende Fassung: 

„4. Für alle Klagen gegen eine juristische Person 
des öffentlichen Rechts oder eine Behörde 
aus einem gegenwärtigen oder früheren Be-
amten-, Richter-, Wehrpflicht-, Wehrdienst-
oder Zivildienstverhältnis oder Dienstver-
hältnis im Zivilschutzkorps und für Streitig-
keiten, die sich auf die Entstehung eines 
solchen Verhältnisses beziehen, ist das Ver-
waltungsgericht örtlich zuständig, in dessen 
Bezirk der Kläger seinen dienstlichen Wohn-
sitz oder in  Ermangelung dessen seinen 
Wohnsitz hat. Hat der Kläger keinen dienst-
lichen Wohnsitz oder keinen Wohnsitz inner-
halb des Zuständigkeitsbereichs der Behörde, 
die den ursprünglichen Verwaltungsakt er-
lassen hat,  so  ist das Gericht örtlich zustän-
dig, in dessen Bezirk diese Behörde ihren 
Sitz hat. Sätze 1 und 2 gelten für Klagen 
nach § 79 des Gesetzes zur Regelung der 
Rechtsverhältnisse der unter Artikel 131 des 
Grundgesetzes fallenden Personen entspre-
chend." 
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Gesetzentwurf 

Artikel 2 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Überleitungsgesetzes vom 4. Januar 
1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. 

Artikel 3 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach der Verkündung 
in Kraft. 

Beschlüsse des 6. Ausschusses 

Artikel 2 

unverändert 

Artikel 3 

Dieses Gesetz tritt am 1. Januar 1975 in  Kraft. 


